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Mindeststandards für die Unterbringung Geflüchteter in kommunalen 
Gemeinschaftsunterkünften in Hessen 
 
Die Unterbringung geflüchteter Menschen in kommunalen Gemeinschaftsunterkünften ist eine 
öffentliche Aufgabe, die zentrale Anforderungen an Menschenwürde, Gesundheit und Schutz 
berührt. Als Übergangslösung prägt sie maßgeblich die Lebensbedingungen in einer sensiblen 
Phase des Aufenthalts und beeinflusst damit Stabilität, Teilhabechancen und den weiteren Integ-
rationsverlauf. 

Unzureichende Unterbringungsbedingungen und lange Aufenthaltsdauern können gesundheitli-
che Belastungen verstärken, Selbstständigkeit einschränken und soziale Spannungen begünsti-
gen. Dies führt auch auf kommunaler Ebene zu erhöhten organisatorischen und finanziellen Auf-
wänden, etwa durch intensive Einzelfallbearbeitung, zusätzliche Unterstützungsleistungen und 
erschwerte Übergänge in eigenen Wohnraum. 

Verbindliche und überprüfbare Mindeststandards tragen dazu bei, diese Folgewirkungen zu ver-
meiden. Sie fördern stabile Lebensbedingungen, unterstützen frühzeitige Teilhabe und ermögli-
chen planbare Übergänge in dezentrale Wohnformen. Damit leisten sie einen Beitrag zu einer 
menschenwürdigen Unterbringung, ebenso wie zu einer nachhaltigen Entlastung kommu-
naler Strukturen. 

1. Grundsätze 

Die Unterbringung in Gemeinschaftsunterkünften ist zeitlich zu begrenzen und sollte in der Regel 
ein Jahr nicht überschreiten. Ziel ist die zügige dezentrale Unterbringung im eigenen Wohn-
raum. Besonders schutzbedürftige Personen sind grundsätzlich dezentral unterzubringen und so-
zialarbeiterisch eng zu begleiten. Die dezentrale Unterbringung fördert Selbstständigkeit, gesell-
schaftliche Teilhabe und nachbarschaftliche Integration. Gleichzeitig entstehen durch den Weg-
fall zentraler Betriebs- und Sicherheitsstrukturen sowie durch den geringeren Verwaltungsauf-
wand viel geringere Kosten als bei einer längerfristigen Unterbringung in Gemeinschaftsunter-
künften. 

Gemeinschaftsunterkünfte sollten in das Gemeinwesen eingebunden sein und den Bewohner*in-
nen gute Zugänge zu Infrastruktur, sozialen Kontakten sowie Bildungs-, Beratungs- und Freizeit-
angeboten eröffnen. Standorte mit kurzen Wegen fördern Begegnung, Teilhabe und Integration 
von Beginn an. 
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2. Technische und soziale Infrastruktur 

• WLAN ist flächendeckend und kostenfrei bereitzustellen. 

• Eine ÖPNV-Anbindung mindestens im Stundentakt sowie eine fußläufig erreichbare Nahver-
sorgung (max. 2 km) zu Schulen, Kitas, ärztlichen Praxen, Apotheken und Einkaufsmöglich-
keiten sind erforderlich. Für besonders vulnerable Personen müssen weitere, bedarfsge-
rechte Versorgungsangebote erreichbar sein. 

• Barrierefreiheit ist bedarfsentsprechend sicherzustellen. 

 

3. Wohnverhältnisse 

• Die Unterbringung erfolgt ausschließlich in Gebäuden, die für eine dauerhafte Wohnnutzung 
geeignet sind. Leichtbau- und Industriehallen, Containeranlagen und Zelte sind für eine län-
gerfristige Unterbringung ungeeignet. 

• Privatsphäre ist durch abschließbare Zimmer und individuelle Schlüssel für Bewohner*innen 
zu gewährleisten. 

• Die Wohnfläche beträgt mindestens 12 m² pro Person, für Kinder unter sechs Jahren min-
destens 10 m². Die Quadratmeter betreffen die reine Wohnfläche pro Person ausschließlich 
der Verkehrsfläche. 

• Gemeinschaftsunterkünfte sollen übersichtlich bleiben und eine Größenbegrenzung von ma-
ximal 50 Bewohner*innen nicht überschreiten. 

• Die Zimmerbelegung darf zwei Personen pro Zimmer nicht überschreiten. Bei Bedarf ist eine 
Einzelzimmer-Unterbringung zu ermöglichen. 

• Familien sind in abgeschlossenen Wohneinheiten mit eigener Küche und eigenem Sanitär-
bereich unterzubringen. 

• Bei Unterbringung mehrere Einzelpersonen in einer Wohneinheit/Zimmer sind Belegungs-
wünsche nach Möglichkeit zu berücksichtigen. 

• Individuelle Gestaltungsmöglichkeiten sind zuzulassen. 

• Eine ausreichende Grundausstattung (Bett, Schrank, Tisch, Stuhl, Stauraum) ist bereitzu-
stellen. 

• Heizvorgaben sind einzuhalten, mindestens 21°C in der Heizperiode sowie bei kalten Wet-
terlagen außerhalb dieser Zeit. 

4. Gemeinschaftsbereiche 

• Ausreichend große Gemeinschaftsräume müssen vorgehalten werden, um bspw. Aufenthalt 
in der Gruppe oder mit Besuch, Lernen sowie Religionsausübung zu ermöglichen. Sofern 
regelmäßig Kinder in der Unterkunft leben, sind geeignete Kinderspielzimmer vorzuhalten. 
Mindestens ein Raum muss groß genug für die Durchführung von Bewohner*innenver-
sammlungen sein. 
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• Sanitäranlagen sind so auszugestalten, dass sich höchstens fünf Personen eine Toilette, 
eine Dusche und ein Waschbecken teilen. Alle Sanitäranlagen müssen abschließbar sein; 
Sanitäranlagen im Freien sind ungeeignet. 

• In Gemeinschaftsküchen ist für jeweils fünf Bewohner*innen mindestens ein Herd mit vier 
Kochfeldern und Backofen bereitzustellen. Zudem sind abschließbare Kühlschrankfächer 
oder Kühlschränke im Zimmer sowie ausreichende Lagerflächen vorzusehen. 

• Für Waschküchen ist mindestens eine Waschmaschine pro acht Personen sowie geeignete 
Trocknungsmöglichkeiten (Trockner oder Trockenräume) bereitzustellen. 

• Mit Namen versehene und abschließbare Briefkästen sind vorzuhalten. 

• Jede Unterkunft muss ausreichend Stellplätze für Kinderwagen und Fahrräder vorhalten. 

• Außenbereiche sind sicher zu gestalten, zu begrünen und mit Sitzmöglichkeiten auszustat-
ten. Bei regelmäßiger Anwesenheit von Kindern ist ein Spielplatz einzurichten. 

 

5. Sicherheit und Gewaltschutz 

• Gewaltschutzkonzepte sind verpflichtend, einrichtungsspezifisch auszugestalten und regel-
mäßig zu evaluieren. Grundlage dafür sind die vom Bundesministerium für Familie, Senioren, 
Frauen und Jugend sowie von UNICEF veröffentlichten Mindeststandards zum Schutz von 
geflüchteten Menschen in Flüchtlingsunterkünften.1 

• Unterkünfte sind baulich und organisatorisch gegen Übergriffe zu sichern, insbesondere 
durch gesicherte Türen, einbruchhemmende Fenster und funktionierende Notrufmöglichkei-
ten. 

 

6. Personal und soziale Betreuung 

• Für die Soziale Arbeit ist ein Personalschlüssel von einem Vollzeitäquivalent (1 VZÄ) pro 80 
Personen vorzusehen. 

• Regelmäßige Fortbildungen zu interkultureller Kompetenz, Trauma, Deeskalation und Ge-
waltschutz sind für alle in der Einrichtung tätigen Dienstleister verpflichtend. 

• Ausreichend Beratungsräume mit einer Mindestgröße von 12 m² sind vorzuhalten. 

• Der Zugang für externe Fachkräfte, etwa von Nichtregierungsorganisationen, Rechtsbera-
tungen oder dem UNHCR, ist sicherzustellen. 

• Ehrenamtliches Engagement sowie Selbstorganisation der Bewohner*innen sind zu för-
dern. 

 

 
1 Die Mindeststandards sowie deren Begleitpublikationen sind auf der Website der Servicestelle Gewaltschutz abruf-
bar. 

https://www.gewaltschutz-gu.de/publikationen/mindeststandards/download/mindeststandards-zum-schutz-von-gefluechteten-menschen-in-fluechtlingsunterkuenften-bmfsfj-unicef-u-a-4-aufl-2021


 

Liga der Freien Wohlfahrtspflege in Hessen e. V.  
Luisenstraße 26 | 65185 Wiesbaden | Telefon 0611 3081434 info@liga-hessen.de 

Pax-Bank für Kirche und Caritas| IBAN: DE85 3706 0193 4002 0790 09| BIC: GENODED1PAX www.liga-hessen.de 
 

 Seite 4 von 5 

7. Übergang in Wohnraum und Auszugsmanagement 

• In jeder Gemeinschaftsunterkunft ist ein verbindliches, professionelles Auszugsmanagement 
einzurichten. Ziel ist es, die Aufenthaltsdauer in den Unterkünften zu begrenzen und den 
Übergang in eigenen Wohnraum aktiv zu unterstützen. 

• Das Auszugsmanagement umfasst insbesondere:  

o aktive Unterstützung bei der Wohnungssuche und Kooperation mit kommunalen Ak-
teur*innen, 

o Beratung und Begleitung von Geflüchteten sowie Vermietenden, 

o Vorbereitung und Organisation des Auszugs, 

o Unterstützung bei der Abstimmung mit zuständigen Behörden sowie 

o grundlegende Information zu mietrechtlichen Rechten und Pflichten. 

• Das Auszugsmanagement ist personell und finanziell gesondert abzusichern und darf nicht 
zulasten der sozialen Betreuung gehen. 

 

8. Unabhängige Beschwerde- und Ombudsstelle 

• Für Bewohner*innen kommunaler Gemeinschaftsunterkünfte ist eine externe, unabhängige 
Beschwerde- und Ombudsstelle einzurichten. 

• Die Beschwerdestelle ist niedrigschwellig, barrierefrei, mehrsprachig und vertraulich er-
reichbar sowie unabhängig von Betreibern, Dienstleistern und Behörden. 

• Die Stelle nimmt Beschwerden zu Unterbringungsbedingungen, Schutz, Konflikten und Ver-
waltungshandeln entgegen und unterstützt bei deren Klärung. 

• Hinweise sind anonymisiert auszuwerten und für die Weiterentwicklung von Qualität und 
Aufsicht nutzbar zu machen; negative Folgen für Beschwerdeführende sind auszuschließen. 

 

Schlussbemerkung 

Die Umsetzung dieser Mindeststandards setzt verlässliche Rahmenbedingungen und eine kon-
sequente Orientierung an Qualität voraus. Dabei ist das Subsidiaritätsprinzip zu stärken, indem 
gemeinnützige Träger bei der Wahrnehmung von Betreuungs- und Unterstützungsaufgaben vor-
rangig berücksichtigt und Vergabeverfahren stärker an Qualitätskriterien als am niedrigsten Preis 
ausgerichtet werden. Gemeinnützige Träger verfügen über langjährige Erfahrung in der Arbeit mit 
schutzsuchenden Menschen, sind im Gemeinwesen verankert und können durch ihre Unabhän-
gigkeit vertrauensvolle Zugänge zu den Bewohner*innen schaffen. Während staatliche Stellen für 
hoheitliche Entscheidungen und die Gewährung von Leistungen verantwortlich sind, leisten zivil-
gesellschaftliche Organisationen einen wichtigen Beitrag zur Beratung, Begleitung und gesell-
schaftlichen Teilhabe. Diese komplementären Rollen stärken die Akzeptanz der Unterbringung, 
fördern Integration und tragen zu einem gelingenden Zusammenleben vor Ort bei. Die hier vor-
gelegten Mindeststandards bieten hierfür eine verlässliche und praxisorientierte Grundlage. 
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Die Liga der Freien Wohlfahrtspflege in Hessen e. V. ist der Zusammenschluss der sechs hessischen 
Wohlfahrtsverbände. Sie vertritt die Interessen der hilfebedürftigen und benachteiligten Menschen gegen-
über der Politik ebenso, wie die Interessen ihrer Mitgliedsverbände. Mit ca. 7.300 Einrichtungen und Diens-
ten sind die Mitgliedsverbände ein bedeutender Faktor für die Menschen, für eine soziale Infrastruktur und 
für die Wirtschaft in Hessen. Nah an den Menschen und ihren Bedürfnissen wissen die rund 113.000 be-
ruflich Beschäftigten und rund 160.000 ehrenamtlichen Mitarbeiter*innen in Pflegeinrichtungen, Behinder-
teneinrichtungen, Werkstätten, Tagesstätten, Bildungsstätten, Beratungsstellen, in den Frühförderstellen, 
ambulanten Diensten und anderen Einrichtungen um die sozialen Belange und die realen Rahmenbedin-
gungen in Hessen. Diese Kenntnisse bringt die Liga in die politischen Gespräche auf Landesebene und 
mit Verhandlungspartnern und Kostenträgern ein. 

 
 


